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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 13.09.2021
MARCO ACKERMANN

Chronique générale

Infrastructure et environnement

Energie
Energies alternatives

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Standerat als Zweitrat mit dem Entwurf zur
parlamentarischen Initiative Girod (gp, ZH) betreffend die Forderung der
Stromproduktion aus erneuerbaren Energien. Wie zuvor bereits im Nationalrat war die
Debatte mit 59 Stellungnahmen und 16 Abstimmungen auch im Stédnderat sehr
umfangreich. Die Kantonskammer stellte dabei neun Differenzen zum Nationalrat auf:

Erstens wollte der Stdnderat Auktionen fir Investitionsbeitrdge bei grossen
Fotovoltaikanlagen ohne Eigenverbrauch erst ab einer Leistung von 150 KW gestatten.
Der Nationalrat hatte hier zuvor eine Mindestleistung von 100 KW vorschreiben wollen.
Zudem strich die Standekammer eine spezielle Regelung, wonach auch grosse Anlagen
mit Eigenverbrauch separate Auktionen erhalten sollen. Eine entsprechende
Unterscheidung hatte die UREK-NR zuvor beim Nationalrat erfolgreich ins Feld gefuhrt.
Wie der standeréatliche Kommissionssprecher Martin Schmid (fdp, GR) erlduterte, solle
mit der Anderung vor allem Rechtssicherheit fiir kleinere Anlagen geschaffen werden,
sodass diese bei der Planung auf die klassische Férderung zahlen kénnen und insgesamt
mehr Anlagen gebaut werden. Energieministerin Simonetta Sommaruga erklarte im Rat,
der Bundesrat konne «mit dieser Einschrankung leben», da es vor allem darum gehe,
grossere Anlagen ohne Eigenverbrauch mit Auktionen zu férdern.

Zweitens sah der Standerat die Moglichkeit vor, Stromproduktionsanlagen, welche
insbesondere der Winterstromknappheit entgegenwirken, mit maximal 20 Prozent
zuséatzlichen Beitrégen zu fordern. So sollen Fotovoltaik-, Windenergie- und
Geothermieanlagen, welche mindestens 40 Prozent ihrer Stromproduktion zwischen
Herbst und Frihling erbringen, zusatzlich unterstitzt werden. Sie kdnnten damit einen
wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit beitragen, strich beispielsweise Hansjorg
Knecht (svp, AG) hervor. Wasserkraftanlagen, welche mindestens einen Viertel ihrer
Jahresproduktion im Winterhalbjahr leisten, sollen ebenfalls von bis zu 20 Prozent
zusatzlichen Beitréagen profitieren kénnen. Neue Anlagen mussen dafur jedoch eine
Leistung von mindestens 10 MW aufweisen. Bestehende Anlagen mdissen zwei
Voraussetzungen erflllen: Sie muissen durch Erweiterungen oder Erneuerungen
mindestens 300 kW ins Netz einspeisen kénnen und die zugebaute Produktionsmenge
muss mindestens 25 Prozent ihrer jahrlichen Leistung im Winterhalbjahr beisteuern.
Energieministerin Simonetta Sommaruga begrisste die Flexibilitat der Kann-
Formulierung und rechnete vor, dass dadurch speziell bei Geothermie- und
Windenergieanlagen, die einen grossen Winterstromanteil aufweisen, ein
Investitionsbetrag von total 80 Prozent moglich wirde. «Im Parlament sagt man dann
ploétzlich: 80 Prozent Investitionsbeitrag, nein, das ist jetzt wirklich zu viel. Ich sage dies
einfach, damit Sie es einmal gehort haben.»

Nicht aufgenommen hat der Standerat eine Forderung seiner knappen
Kommissionsmehrheit (6 zu 5 Stimmen), wonach neue Wasserkraftanlagen erst ab einer
Leistungsuntergrenze von 3 MW anstatt wie im Entwurf vorgesehen bereits ab 1 MW
Leistung geférdert werden sollen. Wie Kommissionsprecher Martin Schmid erlauterte,
gehe es bei dieser Bestimmung um das Spannungsverhéltnis zwischen
Nutzungsinteressen und dem Schutz der Gewéasserdkosysteme. Eine Abwéagung dieser
Interessen habe fur die Kommissionsmehrheit dazu geflihrt, das Pendel bei kleineren
Anlagen zugunsten des Gewéasserschutzes ausschlagen zu lassen. Die Frage, ab welcher
Leistungsmenge es in Anbetracht des 6kologischen Eingriffs angemessen ist, Anlagen zu
fordern, war bereits in der Kommission sowie zuvor im Nationalrat sehr umstritten
gewesen. Nun diskutierte auch der Standerat lange Uber diese Bestimmung. Wie
Roberto Zanetti (sp, SO) mahnte, gehe es hier auch um einen effizienten Einsatz der
finanziellen Mittel, da ein eingesetzter Franken an Fordergeld bei grossen Anlagen zu
mehr Elektrizitat fihre, was insbesondere auch im Hinblick auf die Stromknappheit
sehr relevant werde. Die Untergrenze sei deshalb besser bei 3 MW Leistung anzusetzen.
Der Standerat folgte schliesslich jedoch einer vom Bundesrat unterstitzten Minderheit
Fassler (mitte, Al), die bei der vom Nationalrat eingefiihrten Untergrenze von 1 MW
Leistung bleiben wollte. Wie der Innerrhoder Sténderat mahnte, durfe das Parlament
die Wasserkraftbetreiber, die derzeit vom Fordersystem profitieren, nicht einfach im
Regen stehen lassen, wenn sie weniger als 3 MW Leistung erbringen. Aus
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energiepolitischen Grinden sei es nicht winschenswert, Anlagen mit 1 MW Leistung
nicht mehr zu férdern, da die Wasserkraft das Rickgrat der Schweizer Stromversorgung
darstelle: «Es wére unverstandlich, wenn wir bei der Wasserkraft auf ein bedeutendes
Potenzial leichtfertig verzichten wirden.» Der Sténderat stellte damit eine dritte
Differenz zum Nationalrat auf.

Gewissermassen als Kompensation dazu setzte die kleine Kammer ein Zeichen flr den
Gewasserschutz, indem sie als vierte Differenz die Bedingung aufnahm, dass
Investitionsbeitrage nur bei Wasserkraftzubauten gesprochen werden, die den
Anforderungen des modernen Gewasser- und des Fischereischutzes entsprechen. Die
Anlagen mdissen bei Erhalt der Vergltungen entweder diese Umweltbedingungen
bereits erflllen oder dank der Investition erreichen. Ein Einzelantrag Engler (mitte, GR)
wollte  zudem, dass die zusatzlichen Kosten fur die Erflullung der
Gewaésserschutzvorschriften den Wasserkraftbetreibern erstattet werden. Auf Druck
der anderen Ratsmitglieder zog der Bundner dieses Anliegen jedoch zurlick, damit
dieses im Rahmen eines separaten Geschéfts beraten werden kann.

Als flinfte Differenz verlangerte der Stdnderat das bestehende Wasserzinsmaximum von
CHF 110 pro Kilowatt Bruttoleistung, welches Ende 2024 auslaufen wirde, bis Ende
2030. Der Bundesrat soll gemass Gesetz dem Parlament rechtzeitig eine Folgeldsung fur
die Zeit ab Januar 2031 unterbreiten. Geméss Martin Schmid kénne damit Rechts- und
Planungssicherheit geschaffen werden. Minderheitsvertreter Damian Miller (fdp, LU)
hatte vergeblich versucht, den Rat davon zu CUberzeugen, auf eine solche
einschneidende und sachfremde Bestimmung zu verzichten und den Wasserzins
stattdessen in einer separaten Vorlage vertieft zu diskutieren. Auch Bundesréatin
Sommaruga sprach sich gegen diese Bestimmung aus und erklérte, der Bundesrat sei
daran, mit den Kantonen eine Nachfolgeldsung flur das Wasserzinsmaximum zu suchen.
Die Mehrheit des Stadnderats liess sich davon jedoch nicht Gberzeugen und nahm die
Bestimmung mit 27 zu 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen in die Vorlage auf.

Zusétzlich wollte die Kantonskammer als sechste Differenz eine weitere Bestimmung
bei der Wasserkraft streichen: Der Nationalrat hatte eine Regelung einfihren wollen,
wonach nicht verwendete Investitionsbeitrage bei grossen Wasserkraftanlagen fur
andere Fordersysteme verwendet werden sollen. Kommissionssprecher Martin Schmid
verwies jedoch auf Erlauterungen aus der Verwaltung, wonach diese Praxis bereits
heute angewandt werde. Der Artikel wirde es schwieriger machen, finanzielle Mittel fur
grosse Projekte bereitzustellen, da die Ausgaben nicht in jedem Jahr gleich hoch
ausfallen wurden. Eine kurzfristige Akkumulation von Férdermitteln sei notwendig, um
die Schwankungen ausgleichen zu kénnen. Dieser Artikel wirde hingegen verlangen,
dass nicht verwendete Mittel Ende Jahr umverteilt wirden. Der Streichung dieses
Artikels stimmte die kleine Kammer stillschweigend zu.

Weiter fugte die Kantonskammer eine Bestimmung fur die Finanzierung von
Pilotprojekten ein, welche eins zu eins aus dem bundesratlichen Entwurf zur Anderung
des Energiegesetzes Ubernommen worden war, was die Energieministerin sehr freute.
Ebenfalls neu schrieb der Stédnderat im Gesetz fest, dass das BAFU Gesuche flr
Investitionsbeitrage an Sanierungsarbeiten von Wasserkraftanlagen in der Regel innert
sechs Monaten behandeln muss. Der Entwurf des Nationalrates hatte hierzu keine Frist
vorgesehen. Bundesratin Simonetta Sommaruga zeigte zwar Verstandnis flur das
Anliegen, wandte allerdings ein, dass es bei Sanierungsarbeiten von Wasserkraftanlagen
eines Einvernehmens zwischen dem BAFU und dem betroffenen Kanton beddlrfe, was
nebst der Prifung der Gesuchsunterlagen viel Zeit in Anspruch nehmen kénne. Deshalb
stehe es nicht immer in der Macht des BAFU, diese Frist einzuhalten. Der Stédnderat
hiess den entsprechenden Einzelantrag Engler nichtsdestotrotz einstimmig gut. Eine
letzte Differenz schuf die kleine Kammer bei der Verrechnung von Preisvorteilen fur
gebundene Endkunden. Hier wollte sie - im Gegensatz zu ihrer Schwesterkammer -
beim bestehenden Gesetz bleiben und diese Praxis auf 2030 befristen, was auch
Bundesratin Sommaruga begrusste.

In der Gesamtabstimmung gab die Standekammer der Vorlage mit 39 Stimmen bei 4
Enthaltungen (Philippe Bauer (fdp, NE), Andrea Caroni (fdp, AR), Damian Mduller und
Ruedi Noser (fdp, ZH)) eindeutig grines Licht und spielte die Uberarbeitete Version
dem Nationalrat zu. '
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.09.2021
MARCO ACKERMANN

Eine Woche nachdem der Stédnderat in der Herbstsession 2021 neun Differenzen zum
nationalratlichen Entwurf bei der parlamentarischen Initiative Girod (gp, ZH) zur
Forderung der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien beschlossen hatte,
befasste sich der Nationalrat erneut mit dem umfangreichen Dossier. Schliesslich nahm
er sieben Anderungen des Standerats an und strich die zwei iibrigen Anpassungen
wieder aus dem Entwurf.

In den folgenden zwei Punkten hielt der Nationalrat die Differenzen zum Standerat
aufrecht:

Erstens wollte eine Kommissionsmehrheit die vom Standerat eingefuhrte Bestimmung
fur die Einhaltung des Gewadsserschutzes streichen. Eine Minderheit Munz (sp, SH)
sprach sich anfanglich daftr aus, an der Version des Standerats festzuhalten, zog ihr
Anliegen dann aber zugunsten eines Einzelantrages Munz zurtick. Dieser orientierte sich
zwar auch grundsatzlich an der Version des Stéanderats und wollte den
Gewésserschutzinteressen mehr Gewicht verleihen, jedoch nur fir kleinere Anlagen mit
einer Leistung bis zu 1 MW. Munz erklarte im Rat, die Formulierung des Standerats sei
nicht prazise genug gewesen; es sei nie die Absicht von Antragsteller Roberto Zanetti
(sp, SO) gewesen, die Regelung auf Grosswasserkraftwerke anzuwenden. Dennoch folgte
die grosse Kammer mit 119 zu 69 Stimmen bei 3 Enthaltungen der Kommissionsmehrheit
und strich den Artikel wieder aus dem Gesetz.

Ebenfalls streichen wollte die Mehrheit der Kommission zweitens die besonderen
Férderungsmassnahmen fiir die Wintermonate, die der Stinderat in die Vorlage
aufgenommen hatte. Eine Minderheit Egger (gp, TG) schlug stattdessen eine Anpassung
der sténderatlichen Version vor: Bei Wind-, Geothermie- und Fotovolatikanlagen soll
die kritische Produktionsuntergrenze von 40 auf 35 Prozent gesenkt, bei den
Wasserkraftanlagen hingegen von 25 auf 35 Prozent erhoht werden. Erflllten die
Anlagen die Bedingungen, d.h. produzierten sie 35 Prozent ihrer jahrlichen
Stromproduktion in den Wintermonaten, sollen sie klnftig von maximal 20 Prozent
zusétzlichen finanziellen Investitionsbeitragen profitieren kénnen. Minderheitssprecher
Kurt Egger argumentierte, dass damit ein wichtiger Beitrag gegen die
Winterstromknappheit geschaffen werden kénne. Die unterschiedlichen Prozentséatze,
wie der Standerat sie verlangt hatte, seien jedoch nicht gerechtfertigt, weshalb alle
Technologien einen Winterstromanteil von 35 Prozent aufweisen sollen. Auch bei dieser
Abstimmung erteilte die Ratsmehrheit dem Minderheitsanliegen - und damit dem
Ansinnen des Standerats - mit 109 zu 82 Stimmen eine Abfuhr und schuf damit eine
zweite Differenz zur Schwesterkammer.

In den Ubrigen offenen Punkten folgte die grosse Kammer hingegen dem Standerat und
bereinigte damit die entsprechenden Differenzen:

So beantragte eine Mehrheit der UREK-NR, dass - wie vom Sténderat vorgesehen -
Investitionsbeitrage im Rahmen von Auktionen nur an neue Fotovoltaikanlagen ab einer
Leistung von 150 kW vergeben werden kdnnen, wenn diese die ganze Energie
einspeisen. Eine Minderheit Jauslin (fdp, AG) wollte hingegen - wie urspringlich auch
die Kommissionsmehrheit - auch separate Auktionen fur Anlagen durchfihren, die
einen Eigenverbrauch aufweisen und somit nicht die gesamte Energie einspeisen.
Zudem schlug er vor, die entsprechenden Investitionsbeitrage nicht zu deckeln. Mit der
Regelung kénnte dem Bundesrat die notige Freiheit gegeben werden, Versuche mit
Auktionen durchzufuhren und Erfahrungen zu sammeln, erklarte Jauslin im Rat. Die
grosse Kammer schloss sich in dieser dritten Frage jedoch mit 110 zu 79 Stimmen dem
Sténderat an.

Als vierter Punkt befasste sich der Nationalrat mit der vom Sténderat ins Feld gefihrten
Verlangerung des maximalen Wasserzinses von CHF 110 bis Ende 2030. Die Mehrheit
der Kommission beantragte der grossen Kammer, die Verlangerung zu streichen und
das bestehende Wasserzinsmaximum gemass bestehendem Gesetz bis Ende 2024 zu
befristen. Der Bundesrat solle in einer separaten Vorlage eine Neufestlegung
vorschlagen, wie dies gesetzlich vorgesehen sei. Eine Minderheit Bulliard-Marbach
(mitte, FR) praferierte hingegen die sténderatliche Version. Die Freiburgerin
argumentierte, dass mit der Verlangerung Planungssicherheit geschaffen werden kénne
und ein zeitlicher Gleichstand mit den Férdermassnahmen winschenswert sei. Zudem
stelle der Wasserzins flr die Bergkantone eine wichtige Einnahmequelle dar: «Damit
sorgen wir fur eine koharente Energiepolitik auf der Grundlage der heutigen Kenntnisse
und vermeiden Streitereien zwischen Stadt und Land.» Der Nationalrat entschied mit
154 zu 34 Stimmen bei 1 Enthaltung, der Minderheit und somit auch dem Standerat zu
folgen und das Wasserzinsmaximum bis Ende 2030 zu verlangern.

Als funfter und letzter Punkt beantragte eine Minderheit Egger (svp, SG), die
Bestimmungen zur Durchfiihrung von Pilotprojekten zur Entwicklung von innovativen
Technologien, Geschaftsmodellen oder Produkten im Energiesektor aus dem Entwurf zu
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streichen. Der St. Galler Minderheitsvertreter verwies im Rat auf die Grundidee dieser
parlamentarischen Initiative, eine Ubergangslésung bei der Férderung von
erneuerbaren Energien zu schaffen. Die zusatzlichen Punkte, die in die Vorlage
aufgenommen worden seien, gingen aber Uber dieses Ziel hinaus und sollten
stattdessen im Mantelerlass diskutiert werden. Der Nationalrat folgte hingegen seiner
Kommissionsmehrheit und gab den Pilotprojekten mit 125 zu 64 Stimmen bei 2
Enthaltungen grines Licht.

In den Ubrigen vier Streitpunkten - bei der Leistungsforderuntergrenze bei der
Wasserkraft von 1 MW, bei der Regelung von nicht verwendeten Mitteln bei der
Grosswasserkraft, bei der Sechs-Monate-Frist sowie bei der Befristung der
Verrechnung von Preisvorteilen - folgte der Nationalrat dem Standerat stillschweigend
und rdumte damit diese Differenzen aus. ?

1) AB SR, 2021, S. 743 ff.; Bericht BR vom 1.10.21; TA, 17.6.21; AZ, CdT, NZZ, 14.9.21
2) AB NR, 2021, . 1712 ff.
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